Candes⸗Heſetz⸗ und 5 = cc 4 


5 
für das 


Königreich Galizien und Lodomerien ſammt dem 
Großherzogthumt Krakau. 


Ausgegeben und verſendet am 13. April 1866. III. Stück. 


Jahrgang 1866. 


Nr. . 
Sefeß, 
womit für die kön. Stadt Krakau ein proviſoriſches Gemeindeftatut erlaſſen wird. 
Ueber Antrag des Landtages Meines Königreichs Galizien und Lodomerien mit 
dem Großherzogthume Krakau finde Ich auf Grundlage des Geſetzes vom 5. März 1862 


(R. G. Bl. Nr. 18) für die kön. Stadt Krakau das angeſchloſſene proviſoriſche Ge— 
meinde-Statut zu erlaſſen und zu verordnen, wie folgt: 


Nu . 

Die Beſtimmungen dieſes Gemeinde-Satuts, betreffend die Wahl und die Ein» 
richtung des Gemeinderathes, erlangen ſogleich verbindliche Kraft, und haben gleich 
nach Kundmachung des Gemeinde-Statuts in Wirkſamkeit zu treten. 

Artikel ll. 


Sobald der Gemeinde-Rath konſtituirt iſt, erhält das ganze Statut verbindliche 
Kraft, und hat ſo lange in Wirkſamkeit zu bleiben, bis die Stadt Krakau im ver— 
faſſungsmäßigen Wege ein neues Statut erhält. 


Artikel IM. 


Gleichzeitig mit der Wirkſamkeit dieſes Statuts werden die bisherigen Verord— 


nungen und Vorſchtiften, betreffend die Gemeinde-Einrichtung der Stadt Krakau, außer 
Kraft geſetzt. e 


Artikel IV. 
Der Staats- Miniſter iſt mit der Durchführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Wien am 1. April 1866. 


Franz Joſeph m. p. 


Graf Belcredi m. p. 
Auf A. h. Anordnung: 
Bernhard Ritter v. Meyer m. p. 
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Proviſoriſches Gemeinde- Statut 


für die 


königliche Stadt Krakau. 


I. Hauptſtück. 


Von der Gemeinde und ihrem Gebiete, von den Einwohnern und 
ihren Beziehungen zur Gemeinde. 5 


1. Abſchnitt. 
Von der Gemeinde, dem Gemeinde -Statute und deſſen Abäuderung. 


Paul 
Die ſtändig anſäßige Bevölkerung Krakaus bildet die Gemeinde der Stadt 
Krakau. 
. 2. 
Die Gemeinde der Stadt Krakau beſorgt ihre Angelegenheiten nach dem an 
wärtigen Statute durch den aus ihrer Mitte gewählten Gemeinderath. 


§. ar 
Aenderungen dieſes Statutes können nur im Wege der Landes-Geſetzgebung 


erfolgen. 
2. Abſchnitt. 


Vom Gebiete der Gemeinde. 


§. 4. 
Das gegenwärtige Statut gilt im ganzen Gebietsumfange der Stadt Krakau. 
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3. Abſchnitt. 
Von der Benennung der Stadt und der Beteiligung an der Landesvertretung. 
Se 5. 
Die Gemeinde behält die Benennung der königlichen Stade Krakau, fo wie die 
bisherigen ſtädtiſchen Farben und das ſtädtiſche Wappen. 
§. 6. 


Die Beteiligung der Gemeinde an der Landesvertretung wird durch we zn?" 
Grundgeſetze und das Landes - Statut gewahrt. 


4. Abſchnitt. 


Von den Einwohnern der Stadt. 
$. 7. 
Die Einwohner der Stadt Krakau zerfallen in Gemeindeglieder und Auswärtige. 


5 
Gemeindeglieder ſind: 


1. Perſonen, welche in der Gemeinde Krakau heimatberechtigt find (Gemein— 
deangehörige). ’ 

2. Gemeindegenoſſen, d. h. die in der Gemeinde Krakau nicht heimatberechtigten 
Perſonen, welche im Gebiete derſelben ein unbewegliches Vermögen beſitzen, oder in 
dieſer Gemeinde von einer ſelbſtſtändig betriebenen Gewerbs- Unternehmung oder von 
einem Einkommen eine directe Steuer entrichten. 

Unter dieſen Bedingungen gehören zu den Gemeindegenoſſen auch Corporationen, 
Vereine, Genoſſenſchaften, Anſtalten und Stiftungen. 


Alle übrigen Perſonen in der Gemeinde ſind Auswärtige (Fremde). 


l 

Die Heimats-Verhältniſſe find durch das Geſetz vom 3. December 1869 (R. 

G. B. Nr. 105) beſtimmt. 
§. 10. 

Für die auf eigenes Anſuchen erfolgte Aufnahme in die Gemeinde wird zu 
Gunſten des Communal-Fondes eine Gebühr im Betrage von 10, 25 oder 50 fl. 
öſterr Währung eingehoben, welche der Gemeinderath nach den Vermögens-Verhält— 
niſſen des Aufgenommenen zu beſtimmen hat. 


5. Abſchnitt. 
Von den Rechten und Pflichten der Gemeinde-Einwohner 
8. 11. 
Alle Einwohner der Stadt haben im Allgemeinen den Anſpruch: 
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a) auf Sicherheit der Perſon und ihres innerhalb des Gemeinde- Gebietes befind⸗ 
lichen Vermögens; 


b) auf Benützung der zum öffentlichen Gebrauche beſtimmten Gegenſtände und An⸗ 
ſtalten, nach Maßgabe der Einrichtung dieſer Anſtalten. 


§. 12. 
Die Gemeindeglieder haben das Recht: 
a) des ſtändigen Aufenthaltes im Gemeinde- Gebiete; 


b) der Theilnahme an der Verwaltung der Gemeinde» Angelegenheiten innerhalb der 
in dieſem Statute vorgezeichneten Grenzen. 


Die Gemeinde- Angehörigen haben überdieß den Anſpruch auf Unterſtützung aus 
Communalmitteln im Falle der Verarmung und Krankheit, oder ihrer Arbeits -Unfähig— 
keit, nach Maßgabe der dießfälligen Einrichtungen. 


§. 13. 


Auswärtige haben das Recht des Aufenthaltes in der Gemeinde, ſolange ſie die 
Geſetze nicht überſchreiten, oder der öffentlichen Mildthätigkeit nicht zur Laſt fallen. 


Fühlt ſich ein Auswärtiger durch irgend eine Verfügung der Gemeinde in dieſer 
Beziehung beſchwert, fo ſteht ihm das Recht der Berufung an die politiſche Landes⸗ 
ſtelle zu. 


$. 14. 


Jedermann in der Gemeinde hat die von der Gemeinde innerhalb des ihr nach 
dem Geſetze zukommenden Wirkungskreiſes getroffenen Anordnungen zu befolgen und 
zugleich zu den Gemeindelaſten nach n der in dieſer Beziehung geltenden Vor- 
ſchriften beizutragen. ö 
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Die Gemeindeglieder ſind überdieß insbeſondere zur Ausübung des Amtes oder 
der Functionen verpflichtet, zu welchen ſie durch Wahl der Gemeinde oder ihr Ver⸗ 
trauen berufen werden. 


8. 15. 


Durch das gegenwärtige Statut werden weder die Rechtsverhältniſſe der Pri⸗ 
vatperſonen überhaupt, noch auch insbeſondere die einzelnen Perſonen oder auch ganzen 
Einwohnerelaſſen, Vereinen, Corporationen zuſtehenden Eigenthums⸗ und Nutzungs⸗ 
rechte berührt. 
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II. Hauptſtück. 


Von dem Wirkungskreiſe der Hennef de. 


6. Abſchnitt. 
Von der Eintheilung des Wirkungskreiſes. 


8. 16. 


Der Wirkungskreis der Gemeinde iſt ein doppelter: 
A. ein ſelbſtſtändiger, 
B. ein übertragener. 

Im ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe beſchließt und verfügt die Gemeinde nach Maß— 
gabe dieſes Statutes und mit Beobachtung der Geſetze unabhängig und mit freier 
Selbſtbeſtimmung. Den übertragenen Wirkungskreis der Gemeinde, d. i. die Verpflich- 
tung derſelben zur eee in N der öffentlichen n beſtim⸗ 
men die Geſetze. J 


8. 17. 


Zum ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe der durch ihre Organe handelnden Gemeinde 
gehort: 

a) die Aenderung des Gemeindegebiets und Gemeindeſtatuts; 

b) die Zuerkennung der Gemeindeangehörigkeit; 

ec) die Errichtung von Gemeindeämtern; 

d) die Verwaltung des Communalvermögens; 

e) die Ausſchreibung von Communalabgaben; 

1) die Sorge für die Sicherheit der Perſon und des Eigenthumes; 

g) die Sorge für die Erhaltung der Straßen, Wege, Plätze, Brücken, ſowie für 
die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf Straßen und Flüſſen, dann die 
Flurenpolizei; 

b) die Sorge für die Verforgung der Stadt mit hinreichenden, wohlfeilen und ge— 
ſunden Lebensmitteln, die Ueberwachung des Marktverkehrs und insbeſondere die 
Aufſicht auf Maß und Gewicht; 

i) die Geſundheitspolizei; 

k) die Geſinde- und Arbeiterpolizei und die Handhabung der Dienſtboten-Ordnung; 

1) die Sittlichkeitspolizei; 

m) das Armenweſen und die Sorge für die Gemeinde-Wohlthätigkeits⸗Anſtalten; 

n) die Bau» und Feuerpolizei, Handhabung der Bauordnung und Ertheilung der 
polizeilichen Baubewilligungen; 
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o) die Einflußnahme auf die Erhaltung der Mittel. und Volksſchulen aus Commu- 
nalmitteln innerhalb der durch die bezüglichen Geſetze bezeichneten Grenzen; 


p) der Vergleichsverſuch zwiſchen ſtreitenden Parteien durch aus der Gemeinde ge— 
wählte Vertrauens männer; 
) die Vornahme freiwilliger Feilbietungen beweglicher Sachen auf Verlangen 
von Privatparteien. 
Die nähere Beſtimmung des Wirkungskreiſes der Gemeinde iſt im IV. Haupt- 
ſtick enthalten. 8 


Die der Gemeinde mit beſonderen Geſetzen zugewieſenen Angelegenheiten des über— 
tragenen Wirkungskreiſes beſorgt die Gemeinde in der in den Geſetzen vorgezeichneten 


Art, oder erkennt ſelbſt über die Art ihrer Beſorgung, wenn dieſelbe in nden Geſetzen 
nicht vorgezeichnet iſt. 


7. Abſchnitt. 
Vom Verwaltungsjahre und der Geſchäftsſprache. 


§. 18. 
Das Verwaltungs jahr der Gemeinde beginnt und endigt mit dem Verwaltungs— 


hre des Staates. 


84.19. 
Die Geſchäftsſprache der Gemeinde iſt die polniſche Sprache. 


III. Hanptſtück. 
8. Abſchnitt. 


Von der Gemeinde: Vertretung und den Gemeindramtern. 


§. 20. 


e Gemeinde der Stadt Krakau wird in allen ihren Angelegenheiten durch den 
00 0 gewählten Gemeinderath vertreten. f 


Der Gemeinderath beſchließt in allen Gemeinde- Angelegenheiten und feine Be- 
tüſſe werden durch den Magiſtrat und die ſtädtiſchen Aemter, oder auch durch die 


gewiſſe Geſchäfte delegirten Mitglieder des Gemeinderathee ' in Ausführung 


wahl. 
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9. Abſchnitt. 


Die Zuſammenſetzung des Gemeinderaths. 


§. 21. 


Der. Gemeinderath beſteht aus 60 Mitgliedern (Gemeinderäthen). 

Die Mitglieder des Gemeinderathes werden von den ſtimmberechtigten Gemeinde— 
gliedern gewählt. 

Wenn die obige Anzahl von Gemeinderäthen zwiſchen der einen und der anderen 
Wahlperiode durch Tod, Reſignirung oder ‚Amtöverfuft eine. Verminderung erleiden 
follte, jo hat in dieſem Falle der Gemeinderath zur Erfüllung der Obliegenheiten 
eines Gemeinderathes diejenigen zu berufen, welche bei der erſten Wahl im Wahl- 
körper oder in der Section, denen der in Abfall gekommene Ratl angehört hatte, 
nach den Gewählten die meiſten Stimmen erhalten haben. u i 

Die vom Gemeinderathe berufenen Räthe haben ihr Amt nur bis zu den näch⸗ 
ſten Wahlen zu beſorgen (§. 49.) 


10. Abſchnitt. 
Von der Wahl und der Amtswirkſamkeit der Gemeinderäthe. 


8. 22. 


Das Stimmrecht bei den Gemeinderaths wahlen, welches nur öſterreichiſchen Staats 
bürgern zuſteht, haben: 

a) die Eigenthümer und Lebtagsbeſitzer ererbter, oder zum mindeſten vor Jahresfrif 
erworbener Liegenſchaften, welche einer directen Realſteuer im Betrage von wenig: 
ſtens Sechs Gulden (ohne Einrechnung der Zuſchläge) unterliegen; 

b) Diejenigen, welche im Stadtgebiete ein der Erwerbſteuer unterliegendes Geſchäft 
betreiben, und hievon ſeit Jahresfriſt wenigſtens Acht Gulden an jährlicher 
directer Steuer (ohne Einrechnung der Zuſchläge) entrichten, ſowie nicht minder 

e) Diejenigen, welche aus was immer für einem anderen Titel wenigſtens Fünfzehn 
Gulden an Einkommenſteuer (ohne Zuſchläge) in der Gemeinde Krakau entrichten 

d) die Weltgeiſtlichen aller chriſttichen Glaubensbekenntniſſe, der Rabbiner und die 
iſraelitiſchen Prediger; 

e) die activen und ausgedienten Hof-, Staats⸗, Landes-, Gemeinde- und öffentlichen 
Fonds- Beamten; 

1) Vorſteher, Profeſſoren und Lehrer aller aus Staats⸗ Landes- oder Communal⸗ 
Mitteln unterhaltenen Unterrichts- Anſtalten; 
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g) Advocaten, Notare, Doctoren aller Facultaten und die Magiſter der Chirurgie, 
ſowie die verantwortlichen Redacteure von Zeitſchriften polſtiſchen oder wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Inhalt; 5 

h) Corporationen, Vereine und Anſtalten, deren techniſche Verwaltung in Krakar 
ihren Sitz hat, wenn dieſelben aus eigenem Vermögen oder Einkommen in der 
Gemeinde ſeit Jahresfriſt an Steuern (ohne Zuſchläge⸗ wenigſtens 150 fl. öfterr. 
Währ. entrichten; 


1) die männlichen und weiblichen Klöſter und geiſtlichen Seu 


k) Dffieiere und Militärparteien mit Officierstitel, welche ſich im definitiven Ruhe, 
ſtande befinden, oder mit Beibehaltung des Militärs-Charatters qutittirt haben. 


1 
8 253. 
Die Miteigenthümer und Lebtagsmitbeſitzer einer Liegenſchaft haben alle zufam- 


men nur eine Stimme. 


Ebenſo ſteht Handels- und Induſtrie-Geſellſchaften, ohne Rückſich, auf die Zahl 
der Geſellſchafter, nur eine Stimme zu. 


Liegenſchaften werden für eine Einheit angeſehen, fo lange ſie in den Grund— 
büchern nur einen Körper bilden. 


8. 24. 


So lange die unbewegliche Sache ih im Lebtagsbeſitze befindet, rubt das Stimme 
recht des Eigenthümers derſelben. 


$. 20. 

Dienende Offieiere, ſowie die in der Dienſtleiſtung ſtehenden Militärparteien mit 
Offieſerstitel, ferner die zum Mannſchaftsſtande oder zu den Unterparteien gehörigen 
Militärperſonen, mit Aus nabme der nicht einberufenen Reſervemänner, find vom activen 
Wahlrechte ausgenommen. N 2 


§. 26. 
Das Strafgeſetz wird beſtimmen, ob und auf wie lange mit dem Straferkennt— 
niſſe der Verluſt des activen und paſſiven Wahlrechtes verbunden ſei. 
Bis dahin bleiben vom activen Wahlrechte anszeſchloſſen: 
a) Perſonen, welche wegen eines Verbrechens ſchuldig erkannt worden ſind: 
p) Perſonen, welche wegen eines Verbrechens in Unterſuchung gezogen wurden, ſo 
lange dieſe dauert; 
e) Diejenigen, welche der Uebertretung des Diebſtahls, des Betruges, der Verun⸗ 


treuung oder der Theilnahme an einer dieſer Uebertretungen ſchuldig erkannt worden 
iind (§§. 460, 461, 464 des St. G. B.); 
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d) Cridatare und Diejenigen, gegen welche das Ausgleichs-Verfahren mit den 
Gläubigern eröffnet worden iſt, fo lange die Coneurs- oder Ausgleichs-Verhand⸗ 
lung dauert, und nach deren Beendigung dann, wenn der Verſchuldete des im 
$. 486 St. G. B. bezeichneten Vergehens ſchuldig erklärt wird. 


§. 
Jeder Wähler hat ſein Stimmrecht verſönlich auszuüben und ſtimmt in ſeiner 
Eigenſchaft nur Einmal. 


§. 28. 

Corporationen, Vereine und Anſtalten ſtimmen durch ihre geſetzlichen oder in den 
Statuten bezeichneten Vertreter, oder auch — für dieſen Zweck ih Bevoll⸗ 
mächtigte. 

Männliche Klöſter und geiſtliche Geſellſchaften ſtimmen durch ihre Vorſteher, 
weiblichen Klöſter und geiſtlichen Geſellſchaften dagegen durch hiezu . 
Vertreter. Miteigenthümer und Lebtagsmitbeſitzer einer Liegenſchaft, ferner Handels— 
geſellſchaften, ernennen zum Behufe der Ausübung des Wahlrechtes einen gemein- 
ſchaftlichen Bevollmächtigten. 

Wahlberechtigte Frauens-Perſonen ſtimmen durch ihre Ehegatten oder durch 
Bevollmächtigte. 

Väter, Vormünder und Curatoren N für die Minderjährigen und Nichi⸗ 
eigenberechtigten. 

Der Vertreter oder der Bevollmächtigte darf nicht mehr als Eine Perſon ver— 
treten, und muß ſich mit einer Vollmacht ausweiſen, Vertreter und Bevollmächtigte 
in den obigen Fällen dürfen nur wahlberechtigte Perſonen ſein. 


$. 29. 
Wählbar als Mitglied des Gemeinderathes ſind alle eigenberechtigten und wahl— 
berechtigten Gemeindeglieder, welche das 30. Lebens jahr zurückgelegt haben. 


F. 30. 
Ausgenommen von der Wählbarkeit ſind: 

a) Militär » Perſonen in der activen Dienſtleiſtung; 

b) die activen, aus dem Staatsſchatze beſoldeten Beamten und Diener, mit Aus- 
nahme der Profeſſoren und Lehrer an der Univerſität und der techniſchen 
Akademie; 

c) die beſoldeten Beamten und Diener des Landes, der Commune und der Coms 
munal⸗Anſtalten, mit Ausnahme der Aerzte; - 

d) Perſonen, welche mit der Gemeinde einen gerichtlichen Streit führen; 

e) die Pächter eines Gemeinde - Einkommens. 

4 
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§. 31. 
Ausgeſchloſſen von der Wählbarkeit find: 

a) Perſonen, welche wegen eines aus Gewinnſucht oder gegen die ne Sitt⸗ 
lichkeit verübten Vergehens ſchuldig erkannt worden ſind; 

b) Perſonen, welche wegen einer aus PR oder gegen die öffentliche Sitt— 
lichkeit (SS. 501, 504, 511, 512, 515, 516 des St. G. B.) begangenen 
Uebertretung ſchuldig erkannt worden end; | 

c) Perſonen, welche wegen eines aus Gewinnſucht begangenen Dienſtvergehens im 
Disciplinarwege ihres Amtes oder Dienſtes entſetzt worden ſind. 

$. 32. 4 

Behufs Vornahme der Wahl werden die Wahlberechtigten in drei Wahlkorper 
eingetheilt: 

in den Erſten gehören die im §. 22 lit. e, d, e, k, g, i und k angeführten 
Waͤhler; 

in den Zweiten die Eigenthümer und Lebtagsbeſitzer von., Liegenſchaften, von 
denen der §. 22 lit. a handelt; i 

in den Dritten die im F. 22 lit. b und h angeführten Beſitzer von Handels, 

Gewerbs- und Induſtrie - Unternehmungen, 


§. 33. 
Der zweite und dritte Wahlkörper wird überdieß nach der Höhe der Steuer⸗ 
ſchuldigkeit der Wähler in zwei Sectionen getheilt. 


Zu dieſem Ende ſind im zweiten Wahlkörper Wählerliſten nach der Reihenfolge 
der zu entrichtenden ordentlichen Grund- oder Hausſteuer, hingegen im dritten Wahl- 
körper nach der Reihenfolge der Erwerbſteuer zu verfaſſen, wobei in beiden mit den 
Höchſtbeſteuerten begonnen, und nach der Reihenfolge der Steuerziffer mit den Nie⸗ 
drigſtbeſteuerten geſchloſſen wird. 

Die Summe der ſo gereihten Steuern wird in jedem der beiden obigen Wahl— 
körper in zwei Hälften getheilt, und die Wähler, welche die erſte Hälfte Ever allge- 
meinen Steuerſumme entrichten, haben in ihrem Wahlkörper die erſte Section der 
höher Beſteuerten, dagegen die der zweiten Hälfte Auer bäeendan die zweite «Section 
der Mindeſtbeſteuerten zu bilden. 


§. 34. 
Die Anzahl der zu wählenden Gimeinpenäghe wird unter die genannten drei 
Wahlkörper gleich vertheilt. Im zweiten und dritten Wahlförper hat jede ‚Section 
die Hälfte der auf dieſen Wahlkörper entfallenden Räthe zu wählen. 
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F. 35. 


Die Wählerliften werden nach den oben angeführten Wahlkorpern, und zwar im 
zweiten und dritten Wahlkörper nach der Reihenfolge der Steuerſchuldigkeit angefer— 
tigt, und haben die Vor- und Zunamen der Wähler (§. 33) die Bezeichnung des 
Titels, auf welchem ſich deren Stimmrecht gründet, und insdeſondere beim zweiten 
Wahlkörper die Angabe der Realität nach Nummer und Stadtviertel; beim dritten 
Wahlkörper dagegen die Bezeichnung der Handels-, Handwerks- oder Gewerbsunter— 
nehmung, ferner bei den Wählern des erſten Wahlkörpers, deren Stimmberechtigung 
ſich einzig auf dem Steuerbetrage gründet, und nicht minder im zweiten und dritten 
Wahlkörper ohne Ausnahme die Stenerziffer zu enthalten. 


§. 36. 

Jeder Wähler hat nur eine Stimme, und zwar in demjenigen Wahlkorper, in 
deſſen Wählerliſte derſelbe eingereiht erſcheint. N 

Die Hauptbeſchäftigung des Wählers dient dieſer Einreihung zur Grundlage. 

Auf dieſe Art find die Kaufleute, die Handwerker, die ausubenden Aerzte, welche 
zugleich Realitätenbeſitzer find, die Erſteren in den dritten Wahlkörper, die Letzteren 
in den erſten Wahlkörper aufzunehmen. K 

Jedoch ſteht jedem, auch in einem der anderen Wahlkörper ſtimmberechtigten 
Wähler frei, ſeine Uebertragung in dieſen Körper im Reclamationswege zu verlangen. 


§. 37. 

Mindeſtens ſechs Wochen vor Beginn der Wahlen ſollen die Wählerliſten im 
Gemeindeamte zur Einſicht aufgelegt werden, und iſt in der bezüglichen Kundmachung 
eine Friſt von 14 Tagen zur Einbringung von Reclamationen wider dieſe Liſten zu 
beſtimmen. | 

Ueber die Reclamationen, welche in dieſem Termine eingebracht werden, hat die 
zu dieſem Behufe durch den Gemeinderath aus ſeiner Mitte gewählte Commiſſion bin— 
nen 8 Tagen endgiltig zu entſcheiden, und ihren Beſchluß durch Anſchlagung desſel— 
ben an dem für ämtliche Kundmachungen beſtimmten Orte bekannt zu geben 

In Gemäßheit der gefällten Entſcheidung, gegen welche keine Berufung Statt 
findet, hat unverzüglich die Berichtigung der Wählerliſte zu erfolgen. 

In den letzten 3 Tagen vor der Wahlhaͤndlung dürfen in dieſer Liſte keine Ver— 
änderungen vorgenommen werden. 


§. 38. 

Die erſten Wahlen hat der Magiſtrats-Vorſtand,; die nachfolgenden hingegen hat 
der Präſident der Stadt Krakau als Gemeindevorſtand wenigſtens acht Tage vor Be— 
ginn derſelben auszuſchreiben, und in der Kundmachung die Zeit und den Ort der 

A 
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Wahlhandlung zu beſtimmen. Gleichzeitig hat derſelbe hievon die politiſche Landes— 
Behörde und den Landesausſchuß zu verſtändigen 


$. 39. 
Nach Kundmachung der Wahlen werden dell Wählern Legitimationskarten zuge» 
ſendet, welche bei der Abſtimmung abzugeben fint, 


§. 40. 

Bei der Wahlhandlung ſind nachſtehende Vorfchriften zu beobachten: 

Die Stimmgebung geſchieht ſchriftlich mittelſt Stimmzettel, welche ſo viele Namen 
zu enthalten haben, als Glieder des Gemeinderathes durch den Wahlkörper oder die 
Section desſelben zu wählen ſind. 

Im Falle ein Wähler eine größere Anzahl Namen angeben würde, ſind nur die 
Erſtangeführten zu zählen. u 

Um dieſem vorzubeugen, erhalten die Stimmenden mit der Legitimationskarte zu— 
gleich ein mit fortlaufender Zahl der zu wählenden Perſoner bezeichnetes Blanquet. 

Nach Ablauf der für die Stimmgebung feſtgeſetzten Friſt hat die Wahlcommiſſton 
die Stimmzählung vorzunehmen. 

Gewählt ſind Diejenigen, welche in der Section des Wahlkörpers die größte 

Stimmenanzahl erhalten haben. 

Wird Jemand von zwei oder mehreren Sectionen gewählt, ſo hat er binnen 
drei Tagen zu erklären, von welchem Wahlkörper er die Wahl annehme, in dieſem 
Falle aber werden in den anderen Sectionen diejenigen als gewählt angeſehen, welche 
nach dem zuletzt gewählten Mitgliede die meiſten Stimmen erhalten haben. 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Lofung, die der Vorſitzende der Commiſſion 
vorzunehmen hat. 

Die auf eine nicht wählbare Perſon gefallene Stimme iſt bezüglich dieſer Perſon 
ungiltig. Nach geſchloſſener Wahlhandlung haben die Wahlcommiſſionen dem Ge— 
meinderathe die für dieſen Act geführten Protokolle ſammt allen Behelfen vorzulegen, 
worauf der Gemeinderath nach erfolgter Prüfung der Wahlen die Beendigung derſelben 
und die Namen der gewählten Perſonen kundzumachen hat. 


§. 41. 
Die näheren Vorſchriften über das Wahlverfahren wird der Gemeinderath erlaſſen 
und bekannt geben. 


§. 42. 
Wer binnen acht Tagen nach erfolgter Verftändigung von feiner Wahl die An- 
nahme ſchriftlich nicht ablehnt, von dem wird vorausgeſetzt, daß er die Wahl ange: 
nommen hat. 


Eine Ablehnung darf nur aus wichtigen Gründen erfolgen. 
Die Würdigung derſelben wird dem Gemeinderathe anheim geftelh. 


Wer dem Ausſpruche des Gemeinderathes zuwider die Nathspflichten nicht erfülle, 
verliert auf ſechs Jahre die Stimmberechtigung. 


§. 13. 


Der Gemeinderath hat ſich zu conſtituiren, ſobald die Wahlen gefchloſſen werden, 
und mindeſtens zwei Drittheile der neugewählten Glieder die Wahl angenommen 
haben. ö N ae 

Bis zur erfolgten Betätigung der Wahl des Präſidenten der Stadt 1 
Gemeinderathe der bisherige Vorſtand den Borfig. 


Jeder Gemeinderath hat beim Antritte ſeines Amtes in die Hände des Vorſigzen 
den das feierliche Gelöbniß gewiſſenhafter Erfüllung der übernommenen Verpflichtun— 
gen abzulegen. 8 

§. 44. 

Der conftituirte Gemeinderath prüft den Wahlact und entſcheidet endgiltig über 

die Giltigkeit, ſo wie über die Gründe der Ablehnung der Wahlen, ferner über die 


Einwendungen gegen Wahlen, welche bei demſelben binnen der Friſt von acht Tagen, 
vom Tage der Verlautbarnng derſelben an gerechnet, einzubringen ſind. 


Die politiſche Landesbehörde kann Wahlen, welche auf Perſonen gefallen ſind, 
die von der Wählbarkeit ausgenommen ‚oder ausgeſchloſſen ſind, annuliren, dagegen 
ſteht jedoch die Berufung an das Miniſterium offen. 


§. 45. 


Zur Ergänzung der in Folge der Ungiltigkeit oder Ablehnung der Wahl erle— 
digten Stellen hat der neu conſtituirte Gemeinderath unverzüglich auf Grundlage der 
letzten Wählerliſten, ohne W Kundmachung derſelben, eine Neuwahl für jenen 
Wahlkörper oder jene Section auszuſchreiben, in welchen die Wahl für ungiltig 
erklärt oder abgelehnt worden iſt. 


46. 
Der Präſident wird vom Gemeinderathe entweder aus deſſen Mitte, oder auch 
aus der Mitte der wählbaren Gemeindeglieder auf ſechs Jahre gewählt. 


Den erſten Vice-Präſidenten, als Stellvertreter des Präſidenten im Gemeinderathe, 
wählt der Letztere aus feiner Mitte. 


Der Präſident und deſſen Stellvertreter müſſen dem chriſtlichen Glaubensbekennt— 
niſſe angehören. 
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Zur Wahl des Präſidenten und deſſen Stellvertreters hat der Gemeinderath 
längſtens innerhalb vierzehn Tagen nach Erledigung der Stelle zu ſchreiten. — 


F. 47 


Die Wahl des Präſidenten hat in einer geheimen Plenarſitzung des eigens für 
dieſen Zweck einberufenen Gemeinderatbes ſtattzufinden. 

Zur Wahl des Präſidenten der Stadt ſollen alle Mitglieder des Gemeinderathes 
eingeladen werden. N 

Ein Mitglied, welches über Aufforderung zu einer ſolchen Wahlhandlung nicht 
erſcheint, oder ſich vor Beendigung derſelben entfernt, verliert, ſoferne dasſelbe ſeine 
Abweſenheit oder Entfernung nicht hinreichend gerechtfertigt hat, das Mandat, und 
darf vor Ablauf dreier Jahre in den Gemeinderath nicht gewählt werden. 

Zur Wahl iſt die Anwefenheit von mindeſtene drei viertheilen der Mitglieder 
des Gemeinderathes erforderlich. 

Die Abſtimmung hat mittelſt Abgabe von Stimmzetteln zu geſchehen. Eine 
andere Art der Abſtimmung darf nicht Platz greifen. 

Gewählt iſt Derjenige, welcher die abſolute Stimmenmehrheit der anweſenden 
Mitglieder erhält. 

Ebenſo wird Derjenige als zum Vice-Präſidenten gewählt ängefehen, welcher mehr 
als die Hälfte der Stimmen der anweſenden Glieder erhält 

Wird bei der Abſtimmung keine abſolute Stimmenmehrheit erzielt, fe :ift eine 
neuerliche Abſtimmung vorzunehmen, und wenn auch bei dieſer die erforderliche Stim- 
menmehrheit ſich nicht herausſtellt, tft zur engeren Wahl zu ſchreiten. 

Bei der engeren Wahl haben ſich die Wähler auf jene zwei Perſonen zu be— 
ſchränken, welche bei der zweiten Abſtimmung die größte Stimmenzahl erhalten haben. 

Bei Stimmengleichheit entſcheider das Loos, wer in dis engere Wahl einzu⸗ 
beziehen iſt. 5 

Jede Stimme, welche bei der dritten Wahl auf eine in die engere Wahl nicht 
gebrachte Perſon fällt, iſt als ungiltig zu betrachten. 

Ergibt ſich bei der engeren Wahl Stimmengleichheit, ſo entſcheidet das Los. 


§. 48. 


Die Wahl des Präſidenten der Stadt Krakau bedarf der kaiſerlichen Beſtä⸗ 
tigung. ö f 
Nach erfolgter Beſtätigung hat der Präſident der Stadt in Gegenwart des 
Gemeinderathes in die Hände des Vorſtandes der politiſchen Landesbehörde Treue und 
Gehorſam dem Kaiſer, Beobachtung der Geſetze und gewiſſenhafte Erfüllung ſeiner 
Pflichten eidlich anzugeloben. f a 
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Der erfte Vice-Präſident legt einen gleichen Eid in die Hände des Präſidenten 
der Stadt Krakau vor dem verſammelten Gemeinderathe ab. 


F. 49. 


Die Gemeinderäthe werden auf ſechs Jahre in der Art gewählt, daß alle drei 
Jahre die Hälfte der von jedem Wahlkörper und jeder Wahlfertion gewählten Näthe, 
mit Einrechnung des erſten Vice-Präſidenten ausſcheidet, und es wird der Gemeinderath 
durch von den betreffenden Wahlkörpern (§§. 31, 32, 33. menen Mitglieder 
derart ergänzt, daß derſelbe immer aus 60 Räthen zuſammengeſett iſt 


Das Loos wird Diejenigen bezeichnen, welche von den gewählte u wirklichen Räthen 
nach Ablauf der erſten drei Jahre auszuſcheiden haben. 

Mit Ende des nächſtfolgenden Trienniums ſcheiden jene wirklichen Räthe aus, 
welche ihre ſechsjährige Amts wirkſamkeit vollendet haben. 

Es haben daher Wahlen für die ausſcheidenden Räthe alle drei Jahre ſtgtt— 
zufinden. 

Zu der Zahl der nach dem erſten Triennium ausgelooster ‚Näthe, ferner jener 
Räthe, welche nach Ablauf ihrer ſechsjährigen Amtswirtſamkeit aus dem Gemeinde— 
rathe ſcheiden, ſind auch die durch Tod, Reſignation oder aus anderen im gegenwär— 
tigen Statute vorgeſehenen Gründen austretenden Räthe in der Art zuzurechnen, daß 
wenn z. B. im Laufe des Trienniums von den Räthen des erſten Wahlkörpers vier, 
vom zweiten Wahlkörper in der I. Section drei, und vom dritten Wahlkörper 
in der II. Section zwei weggefallen find, mit Ende des erſten Trienniums durch 
Auslooſung aus dem erſten Wahlkörper ſechs Räthe, aus dem zweiten in der J. See⸗ 
tion zwei, in der II. Section fünf, aus dem dritten Wahlkörper in der I. Section 
fünf, und in der II. Section drei auszutreten haben; die Zahl der neuzuwählenden 


Räthe wird dagegen 30 betragen. 
t 


$. 50. ? 
Die Auslooſung der Näthe, welche mit Ende des Trienniums aus dem Rathe 
auszuſcheiden haben, hat in einem ſolchen Zeitpuncte zu erfolgen, daß die Neuwahlen 
ſechs Wochen vor Ablauf der Cadenz stattfinden konnen. i 
Die Auslooſung wird vom Präſidenten der Stadt oder dem erſten Vice-Präſiden⸗ 

ten in Gegenwart des verſammelten Gemeinderathes vorgenommen. 


§. 51. 


Ein Gemeinderath, deſſen Amtswirkſamkeit zu Ende geht, darf wieder gewählt 
werden; es ſteht ihm jedoch das Recht zu, die Wiederwahl ohne Angabe der Ur⸗ 
ſache abzulehnen. 


$. 52. 


Nachdem die Function des erſten Vice-Präſidenten durch drei Jahre dauert, fo 
wählt der erneuerte Gemeinderath den Nachfolger desſelben auf die im §. 46 vor⸗ 
geſehene Art. 


Der Vice⸗Präſident, welcher im Gemeinderathe auf ein weiteres Triennium ver⸗ 
bleibt, kann auch weiterhin als ſolcher beſtätigt werden. 5 


$. 53. 


Die Mitglieder des Gemeinderathes mit Einſchluß des erſten Vice⸗Präſidenten ver⸗ 
ſehen ihr Amt unentgeldlich. 


Für die Beſorgung von Gemeindeangelegenheiten außerhalb des Gemeindege⸗ 
biets dürfen ſie eine Vergütung fordern. 

Die Beſoldung und fonftige Genüſſe des Präſidenten der Stadt werden im Ge⸗ 
meinde-Etat feſtgeſetzt. ö 

Wenn der Prafidenten » Stellverteter den Präſidenten durch längere Zeit vertritt, 
ſo kann der Gemeinderath demſelben eine angemeſſene Vergütung beſtimmen. 


§. 54. 


Der Präſident der Stadt und deſſen Stellvertreter müſſen in Krakau ihren 
ordentlichen Wohnſitz haben. 
§. 55. 
Der Präſident und deſſen Stellvertreter dürfen ohne Einwilligung des Gemeinde⸗ 
rathes ihr Amt nicht niederlegen. 


$. 56. 

Der Präſident, deſſen Stellvertreter und jeder Gemeinderath werder ihres Am⸗ 
tes verluftig, wenn ein Umſtand eintritt oder bekannt wird, welcher urfprünglich der 
Wählbarkeit des ſelben hindernd entgegen geſtanden wäre. Wird Einer von ihnen aus 
Anlaß der in den §§. 26 und 31 angeführten ſirafbaren Handlungen in Unterſuchung 
gezogen, oder wird über deſſen Vermögen der Concurs eröffnet oder das Vergleichs⸗ 
verfahren eingeleitet, ſo darf derſelbe ſo lange ſein Amt nicht verſehen, als das 
Straf-, Concurs- oder Vergleichs verfahren dauert. 


Gemeinderäthe, welche ohne wichtige Gründe durch drei Monate zu den Sitzun⸗ 
gen nicht erſcheinen, werden vom Gemeinderathe für ausgeſchieden erklärt. 


s. 57. 


Im Falle der Auflöſung des Gemeinderathes Seitens der Landesregierung ſind 
längſtens binnen ſechs Wochen Neuwahlen kundzumachen und auszuſchreiben. 
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Bis der Gemeinderath neu gewählt tft, verbleiben der Präſident und deſſen 
Stellvertreter in ihrem Amte, verſehen die laufenden Geſchäfte der Gemeinde und 
üben die dem Gemeinderathe bei den Wahlen zukommenden Rechte aus. 

Gegen die den Gemeinderath auflöſende Verſügung ſteht demſelben das Recht 
der Berufung an das Staats-Miniſterium im Wege des Landesausſchuſſes zu. 

Der aufgelöste Gemeinderath darf ſich lediglich behufs Einbringung des Recur⸗ 
ſes zu einer Sitzung bei geſchloſſenen Thüren verſammeln. 


11. Abſchnitt. 
Vom Magiſtrate. 


8. 58. 
Der Magiſtrat beſteht aus dem Präſidenten, dem zweiten Vice-Präſidenten und 


der entſprechenden, im Status beſtimmten Anzahl von Magiſtratsrathen und Hilfs— 
beamten. 


F. 59. 


Die Rechnungs-Abtheilung unterſteht unmittelbar dem Gemeinderathe. Dieſelbe 
iſt das Hilfsorgan des Gemeinderathes für das Controllsgeſchäft und das Hilfsorgan 
des Magiſtrates für die Beſorgung der Rechnungsgeſchaäfte. 


§. 60. 

Der Gemeinderath ernennt den zweiten Vice-Präſidenten der Stadt, die Magi⸗ 
ſtraͤtsräthe, ſowie auch alle Beamten der Rechnungs = Abtheilung über Vorſchlag 
des Präſidenten; alle anderen Beamten der Gemeinde und der Gemeinde-Anſtalten 
über Vorſchlag des Magiſtrates. Der zweite Vice-Präſident, die Magiſtratsräthe, 
der Vorſtand der Rechnungs-Abtheilung und der Caſſier ſind ſtabile Beamten. 

Der Gemeinderath wird beſtimmen, welche ſonſtigen Dienſtpoſten mit ſtabilen 
Beamten zu beſetzen ſind. Die ſtabilen Beamten der Gemeinde haben Treue dem 
Monarchen, Beobachtung der Geſetze und gewiſſenhafte Erfüllung ihrer Pflichten vor 
dem Rathskörper des Magiſtrates in die Hände des Präſidenten der Stadt eidlich zu 
geloben. ; 

Der Präſident, der zweite Vice-Präſident, die Magiſtratsräthe, der Vorſtand 
der Rechnungs-Abtheilung, der Caſſier dürfen bis einſchließlich zum 4. Grade unter 
einander weder verwandt, noch verſchwägert ſein. 

In dleſem Verhältniſſe dürfen auch die Bureau-Vorſtände der Hilfsämter unter 
einander und zu ihren Untergebenen nicht ſtehen. N 8 

Der zweite Vice-Präſident, die Räthe, die Concepts-Beamten des Magiſtra⸗ 
tes, die Beamten der Rechnungs⸗ Abtheilung und der Caſſe müſſen ſich über die be⸗ 
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ſtandene practiſche Prufung, welche für Staatsbeamte derſelben e e e⸗ 
ben iſt, ausweiſen. 
F. 61. 

Ueber die Befreiung vom Dienſteerbande (über die Emeritur oder Penſtonirung, 
Quiescirung, Suspendirung oder Entfernung) der Beamten der Gemeinde und der 
Gemeinde -Anſtalten beſchließt der Gemeinderath. 

Die ſtabilen ſtädtiſchen Beamten können vom Dienſte nur aus den Gründen be— 
freit oder entfernt werden, aus welchen die Staatsbeamten der Befreiung oder Ent— 
fernung unterliegen. Die Vorſchriften in Betreff der Ausmaß der Ruhegehalte, der 
Alimentation, der Unterſtützugen und der Proviſtonen für Staats beamten und Diener, 
wie auch für deren Witwen und Kinder, kommen auch in Betreff der Beamten und 
Diener der Gemeinde und der Gemeinde-Anſtalten in Anwendung. 


IV. Hauptſtück. 


Der Wirkungskreis der Gemeindeämter. 


12. Abſchnitt. 
Der Wirkungskreis des Gemeinderathes. 


§. 62. 

Der Gemeinderath vertritt die Gemeinde in Ausübung ihrer Rechte und Pflich- 
ten; derſelbe führt die Oberleitung in allen Gemeinde- Angelegenheiten, er iſt verpflid- 
tet, das Wohl der Gemeinde zu wahren und für die Befriedigung ihrer Bedürfniſſe 
zu forgen. 

§. 63. 

Zum Wirkungskreiſe des Gemeinderathes gehört: 

A. Die Entſcheidung in Angelegenheiten der Gemeinde» Verwaltung. 

B. Die Controle über die Geſchäftsführung des Magiſtrates und der anderen 
Gemeindeämter, ſowohl in Angelegenheiten des ſelbſtſtändigen, als auch des der Gemeinde 
übertragenen Wirkungskreiſes. 

§. 61. 


Der Berathung und Schlußfaſſung des Gemeinderathes in Plenarſitzungen un⸗ 
terliegen folgende Gegenſtände: a 
1. Die Aenderung des Gemeinde-Gebietes und des Gemeinde-Statutes. Zur 
Aenderung des Gemeinde = Gebietes iſt die Einwilligung des Landes-Ausſchuſſes 
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erforderlich, welche nur im Einverſtändniſſe mit der politiſchen Landesbehörde 
ertheilt werden kann. we Aenderung des Statutes aber kann nur im Sinne 
der Beſtimmungen des $. 3. des gegenwärtigen Statutes vorgenommen werden. 


. Die Wahl des ue und deſſen Stellvertreters, wie auch die Ernennung 


des zweiten Vice-Präſidenten, der Gemeindebeamten, der Vorſteher und Lehrer 


an Schulen, der Vorſteher der Gemeindeanſtalten, fo wie nicht minder die Befreiung 
derſelben vom Dienſte. 


Die Einrichtung der Gemeindeämter unter Feſtſtellung der Anzahl der Beamten 


und der Diener, wie auch aller von der Gemeinde beſoldeten Perſonen, die 
Ausfertigung der Dienſtes-Inſtructionen für dieſelben, fo wie die Beſtimmung 
über deren Qualificationen und Pflichten, 


Die Feſtſtellung des Beſoldungs-Status, der Ruhegehalte und anderer Begün— 


ſtigungen für die Beamten und Diener der Gemeinde, wie auch für die unter 2. 
bezeichneten Perſonen, für deren Witwen und Waiſen, nach den angenommenen 
Grundſätzen. 


Die Erlaſſung der Inſtruetionen und der Geſchäftsordnungen für ſich und für 
die Gemeindeämter. 


0 


Die Gewährung der Gehalts-Vorſchüſſe für Beamte, inſoferne fie den zweimo— 


natlichen Bezug üderſteigen, die Zuerkennung beſonderer Remunerationen, — die 
Feſtſetzung der Diäten und Reiſekoſten, der Unterſtützungen und Belohnungen 
für ſtädtiſche Beamte und Diener, ſo wie auch für ſonſtige im Dienſte der 
Gemeinde verwendete Perſonen. 

Urlaubs- Bewilligungen für den Präſidenten und deſſen Stellvertreter, fo wie die 


Bewilligung von, die Friſt von drei Monaten überſteigenden Urlauben für Beamte 
und Diener der Gemeinde. 


Die Feſtſetzung allgemeiner Directiven für die Verwaltung des Gemeinde» Ver⸗ 


mögens. 


Die Feſtſetzung und Regulirung der für den ſtädtiſchen Fond eingehobenen Ge— 


10. 
IHR 


bühren und Taxen innerhalb der Grenzen der beſtehenden Vorſchriften. 

Die Feſtſtellung und Beſtätigung des Bequartierungs-⸗Kataſters. 

Die Erwerbung und Veräußerung der Liegenſchaften, oder der den Liegenſchaften 
geſetzlich gleichgeachteten Rechte, die Uebernahme dauernder Verpflichtung von 


Dienſtbarkeiten, die Gewährung des Pfandrechtes und die Leiſtung einer Bürg— 
ſchaft, die Aufnahme von Darlehen und alle Credits - Operationen. 


Wenn der Werth des unbeweglichen Gutes, oder der einem unbeweglichen 
Gute gleichgeachteten Rechte die Summe von 20.000 fl. öſterr. Währung 
überſteigt, wie auch wenn das aufzunehmende Darlehen, oder die zu verbürgende 
Summe den vierten Theil des nach dem Durchſchnitte der letzten ſechs Jahre 
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17. 


18 


* 


berechneten Gemeinde-Einkommens überſchreitet, dann iſt überdieß die Einwilli— 
gung des Landes-Ausſchuſſes erforderlich. * a 


.Die hypothekariſche Loctrung von Capitalien. 
3. Die Annahme oder Nichtannahme einer Erbſchaft oder eines Legates 


De Aufführung neuer Bauten auf Gemeindekoſten, der Umbau, oder die Demo- 


lirung beſtehender Gebäude. 
Die Einführung neuer, oder die Auflaſſung der ſchon beſtehenden Gemeinde— 
Anſtalten. f 


.Die Beſtätigung der Ergebniße der Licitationen oder der Pachtverträge, welche 


mehr als drei Jahre dauern ſollen, wenn der jährliche Pachtzins 2.000 fl. 
öſterr. Währung überſteigen ſollte. Die Beſtätigung der Lieferungs-Verträge, 
welche eine 3.000 fl. öſterr. Währung überſteigende Auslage hat) ſich ziehen. 
Die Auflöſung im Vergleichswege aller im Namen der Gemeinde geſchloſſenen 
Verträge. 

Die Ertheilung der Bewilligung zur Anſtrengung oder zur er eines 
Rechtsſtreites, ſo wie zur Eingehung des Vergleiches über einen anhängigen 
Rechtsſtreit. 

Die Abſchreibung uneinbringlicher Forderungen, wenn dieſelben den von einem 
Schuldner gebührenden Betrag von 50 fl. öſterr. Währung überſteigen. 


„Die Feſtſtellung des ſtädtiſchen Jahres- Voranſchlages. 


Die Bewilligung der im Budget vorgeſehenen, und der in demſelben nicht vor— 
geſehenen außerordentlichen Auslagen, mit Ausnahme der auf die gute Inſtand— 
haltung abzielenden Auslagen, wenn dieſelben in den, im Budget vorgeſehenen 
Fällen die Summe von 500 fl. öſterr. Währung, und in anderen Fällen die 
Summe von 200 fl. sſterr. Währung überſteigen. 


22. Die Prüfung und Erledigung der Rechnungen über die ſtädtiſchen Einkünfte und 


23. 


Auslagen. 
Die Beſtimmung der Gemeinde-Zuſchläge zu den landesfürſtlichen Steuern, wie 
auch die Ausſchreibung neuer Gemeinde-Auflagen, die Feſtſetzung der Grundſätze 
zur Vertheilung und Einhebung dieſer Gemeinde-Umlage und anderer Gemein⸗ 
delaſten. 8 
Die Einführung neuer Auflagen und Abgaben, die Erhöhung der beſtehenden, 
die Einhebung der Gemeinde -Zuſchläge zu den directen Steuern, wenn fie 25% 
überſteigen, ſchließlich die Aenderung des Tarifs für die Gemeinde-Zuſchläge zu 
den indirecten Steuern, kann nur im Wege des Landesgeſetzes ſtattfinden. 
Der Beſchluß zur Einhebung der 107 überſteigenden Gemeinde- Zuſchläge zr 
den directen Steuern bedarf der Beſtätigung durch den Landes-Ausſchuß. 
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Es können jedoch von Steuer-Zuſchlägen und im Allgemeinen von Gemeinde— 
Umlagen nicht getroffen werden: 


1. Hof⸗, Staats-, Landes- und öffentliche Fonds-Beamte und Diener, dann 
Militär-Perſonen, fo wie deren Witwen und Waiſen bezüglich ihrer Dienſt— 
bezüge und der aus dem Dienſtes-Verhältniſſe herrührenden , Penſtonen, Pro 
viſionen, Erziehungsbeiträge und Gnadengenüſſe 

2. Seelforger und öffentliche Schullehrer bezüglich der Congrua. 

Die Aufnahme in den Gemeindeverband oder die Verſagung derſelben, die Feſt— 
ſetzung der Taxen für die Aufnahme in den Gemeindeverband, wie auch die Be— 
freiung von der Entrichtung derſelben in befonderen Fällen. 

25. Die Entſcheidung in Angelegenheiten des Verluſtes oder De Wiedererlangung 

des activen und paſſiven Wahlrechtes. 


1 
4 


26. Die Ausübung der, der Gemeinde zuſtehenden Patronats- und Präſentations— 
Rechte, fo wie die Verleihung von Stipendien und anderen Stiftungs - Plägen. 

27. Die Errichtung und Erhaltung von Schulen, ſo wie die im Landesgeſetze 
beruhende Theilnahme bei Beaufſichtigung dieſer Schulen. 

28. Die Ausübung des Petitionsrechtes in Gemeinde- Angelegenheiten 

29. Schließlich alle wichtigen Angelegenheiten, welche die Sectionen oder der Magi- 
ſtrat dem Gemeinderathe zur Schlußfaſſung vorlegen, oder die im een e 
zur Entſcheidung gelangen. 


$. 65. 


Die gewöhnlichen Plenarſitzungen des Gemeinderathes werden monatlich, und 
zwar den erſten Donnerstag jedes Monats ſtattfinden. Sollte auf Donnerstag ein 
Feiertag fallen, ſo wird die Sitzung am vorhergehenden Wochentage abgehalten. 


§. 66. 


Die Sitzungen des Gemeinderathes können nur durch den Präſidenten einberufen 
werden und unter ſeinem Vorſttze ſtattfinden. 


Im Falle der Abweſenheit oder Verhinderung des Präſidenten vertritt ihn der 
erſte Vice-Präſident, dieſen aber der an Jahren älteſte Gemeinderath. Eine durch 
Jemanden Andern einberufene, oder unter einem andern Vorſige abgehaltene Sitzung 
wird für ungiltig und als nicht ſtattgefunden gehalten. 


S 


Ueber Anordnung der politiſchen Landesbehörde oder über motivirtes Begehren 
von zehn Gemeinderäthen tft der Präſtdent verpflichtet, die Sitzung des Gemeinderathes 
längſtens binnen acht Tagen einzuberufen. 
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$. 68. 


Der Vorſitzende des Gemeinderathes hat zu jeder Sitzung alle Gemeinderäthe 
mittelſt eines Circulars, wenigſtens zwei Tage vor der Sitzung, einzuladen. ) 

Wenn bei der Sitzung Angelegenheiten verhandelt werden ſollen, zu deren Ent- 
ſcheidung der Gemeinderath nur bei einer größeren Anzahl von Mitgliedern beſchluß— 
fähig iſt, iſt dieſer Umſtand in dem Eirculare zu erwähnen 

Ein Mitglied des Gemeinderathes, welches zur Sitzung nicht erſcheinen kann, 
hat die Urſache des Ausbleibens dem Vorſitzenden vor der Sitzung bekannt zu geben. 


§. 69. 


Der Gemeinderat) hat über Antrag des Vorſitzenden die ohne hinreichenden Grund’ 
ihre Pflichten nicht erfüllenden Mitglieder des Gemeinderathen zu ermahnen. Nach 
zweimaliger fruchtloſer Mahnung kann der Gemeinderath gegen die ihre Pflichten 
nicht erfüllenden Gemeinderäthe eine. Geldbuße von 2 bis 20 fl. öſterr. Währ. zu 
Gunſten der Local-Wohlthätigkeits Anſtalten verhängen. Die Stellung des Antrages 
auf Verhängung der Geldbuße gegen die ihre Pflichten nicht erfüllenden Gemeinde— 
räthe hängt nicht von dem Ermeſſen des Vorſitzenden ab, ſonderr liegt ir „der Vers 
pflichtung ſeines Amtes. Nur die Erkrankung eines Gemeinderathes oder ſeiner 
Familienglieder, eine gerechtfertigte Abweſenheit von der Stadt, endlich andere un⸗ 
vorhergeſehene wichtige Verhinderungsfälle können hiebei berückſichtigt werden Gegen 
diesfällige Entſcheidungen iſt kein Recurs zufäfftg. 


8 7 
Die Sitzungen des Gemeinderathes ſind öffentliche. 


Angelegenheiten, welche die Ernennung, Suſpendirung oder Entlaffung der Be⸗ 
amten und Diener der Gemeinde betreffen werden bei geſchloſſenen Thüren verhan⸗ 
delt. Es kann aber auch aus Sittlichkeits-Rückſichten eine geheime Sitzung ange— 


ordnet werden. 
Sn; la 


Zur Eröffnung der Sitzung oder zur Abſtimmung iſt die Auweſenheit von 30 
Gemeinderäthen, ohne den Vorſitzenden einzurechnen, erforderlich. 


§. 72. 


Ein vom Präſidenten beſtimmter Magiſtratsbeamte führt das Sitzungs-Protokoll. 
Im Sitzungs- Protokolle find die anweſenden Mitglieder namhaft zu machen, 
und iſt der Inhalt der Beſchlüße aufzunehmen. 


Auf Verlangen der Stimmenden werden die vom Beſchluße abweichenden Meinun- 
gen eingetragen. 
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Die ſchriftlich eingebrachten Voten, welche bei der Sitzung nicht vorgetragen, 
oder nicht vorgeleſen worden find, können dem Protokolle nicht beigeſchloſſen werden. ı 

Der Gemeinderath entſcheidet über beanſtändete Abſätze des Protokolls, und 
beſtimmt, ob die Redaction berichtigt, oder ungeändert bleiben ſoll. 


§. Rs 
Die Reihenfolge der Berathungs-Gegenſtände beſtimmt der Vorſitzende gemäß 
der Tagesordnung, welche vor Eröffnung der Sitzung vorgeleſen wird. 


Der Gemeinderath kann die Aenderung der Tagesordnung über von ſechs Räthen 

vorgebrachtes Begehren beſchließen. a 
§. 74. 

Im Allgemeinen können nur ſolche Gegenſtände, welche früher durch die See— 
tionen gewürdigt waren, der Berathung unterzogen werden. Wenn aber in einem 
dringenden Falle der Vorſitzende es für nothwendig erachtet, oder wenn ein Drittheil 
der anweſenden Mitglieder des Gemeinderathes es verlangt, daß ein von der Seetion 
noch nicht gewürdigter oder auf der Tagesordnung nicht ſtehender Gegenſtand der Be— 
rathung unterzogen werde, ſo entſcheidet die Verſammlung mit einfacher Stimmen— 
mehrheit ohne Discuſion, ob dieſer Gegenſtand ſofort der Berathung zu unterziehen iſt. 


§. 75. 
Die Gegenſtände, welche der Berathung im Gemeinderathe unterzogen werden, 
weren von den vom Vorſitzenden in den Sectionen beſtimmten Referenten vorgetragen. 
§. 76. 


Jeder der Gemeinderäthe hat eine entſcheidende Stimme. Die Magiſtrats— 
rathe können bei den in Verhandlung genommenen Gegenſtänden mit berathender oder 
erläuternder Stimme das Wort ergreifen. 

Der Vorſitzende ſtimmt nicht, ſondern entfcheidet bei Stimmengleichheit. 


. 

Kein Gemeinderath darf den Sitzungen beiwohnen, in welchen feine eigenen, oder 
Angelegenheiten der mit ihm einſchließlich bis zum vierten Grade verwandten oder 
verſchwägerten Perſonen verhandelt werden. 

§. 78. 


Jeder angenommene Antrag wird zum Beſchluße, und wird, wenn dieſer einer 
höheren Beſtätigung nicht bedarf, ungeſäumt in Vollzug gebracht. 5 
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Der Vorſttzende kann den Vollzug der Beſchlüße ſiſtiren, welche feiner Meinung 
nach den Vorſchriften dieſes Statuts, oder den beſtehenden Geſetzer zuwiderlaufen, 
oder das Intereſſe der Gemeinde gefährden können. Er iſt aber verpflichtet, den Be⸗ 
ſchluß in den erſten zwei Fällen der politiſchen Landesbehörde im dritten Falle aber 
dem Landes -⸗Ausſchuſſe in der Friſt von acht Tagen zur Würdigung vorzulegen, und 
den Gemeinderath hievon in der nächſten Sitzung unter Darlegung der Gründe der Si— 
ſtirung in Kenntniß zu ſetzen. 

§. 79. 

Die Geſchäftsordnung umfaßt die Vorſchriften in Betreff der Art der Berathung 
und Abſtimmung in den Plenar-Sitzungen des Gemeinderathes und in den Sectio— 
nen. Bis zur Feſtſtellung und Annahme der Geſchäftsordnung wird die durch das 


Geſetz und die Gepflogeuheit bei ſonſtigen eee angenommene Ordnung 
eingehalten. ! 


13. Abſchnitt. 


Von den Sectionen und Special-Ausſchüſſen. 


$. 80. 

Der Gemeinderath theilt ſich in ſo viele Sectionen als Departements im Ma— 
giſtrate gebildet werden. 

Jedes Mitglied des Gemeinderathes, mit Ausnahme des Präfinenten und des 
erſten Vice-Präſidenten, hat einer Section anzugehören. 

Der Zweck der Sectionen iſt die genauere Erledigung der zum Wirkungskreiſe 
des Gemeinderathes gehorenden Gegenſtände wie auch die Controle der Thätigkeit des 
Magiſtrates. 


§. 81. 

Die Mitglieder des Gemeinderathes werder in die Sectionen durch Stimmen— 
mehrheit auf Ein Jahr gewählt. 

Nach Ablauf eines Jahres der Wirkſamkeit der Räthe in den Sectionen hat 
die durch's Loos bezeichnete Hälfte auszuſcheiden. 

Bei der Wahl in die Sectionen ſollen die größere Kenntniß des Gegenſtandes 
und nach Thunlichkeit auch die Wünſche der Räthe berückſichtigt werden. 

Die austretenden Mitglieder können wieder derſelben Section zugetheilt werden. 


Länger als zwei Jahre kann kein Mitglied des Gemeinderathes zur Thätigkeit 
in einer und derſelben Section gegen ſeinen Willen beſtimmt werden 


§. 82. 
In den Wirkungskreis der Sectionen gehören alle Gegenſtände, welche der 


Entſcheidung des Gemeinderathes in Plenarſitzungen nicht unterliegen, und die zum 
Wirkungskreiſe des Präſidenten oder des Magiſtrates nicht gehören. 2 


} 


§. 83. 


Insbeſondere hat die Section: 

a) Anträge vorzubereiten, welche dem Gemeinderathe zur Würdigung und Entſchei⸗ 
dung vorgelegt werden ſollen; 

b) die Vollziehung der Beſchlüſſe des Gemeinderathes zu überwachen; 

c) Beſchlüſſe zu faſſen in den ihren Wirkungskreis betreffenden Gegenſtänden, und 
über die Vollziehung derſelben zu wachen. 


§. 84. 


Die Sections-Sitzungen werden nach Bedarf ftattfinden, fie müſſen aber we— 
nigſtens ein Mal des Monats einberufen werden. 8 — 

Jede Section wird den Tag, an welchem Sitzungen abgehalten werden, im 
Voraus beſtimmen. 

Der Präſident oder deſſen Stellvertreter hat das Recht, zu jeder Zeit eine 
außerordentliche Sections-Sitzung einzuberufen. 

F. 85. 

Die Sections-Mitglieder wählen aus ihrer Mitte den Vorſitzenden. 

Die Wahl wird alljährlich wiederholt. 

Die Ablehnung des Vorſitzes. in einer Section kann auch im Falle der wieder— 
holten Wahl nicht ſtattfinden. f 

Der Präſident und in ſeiner Abweſenheit der erſte Vice-Präſident kann den 
Berathungen jeder Section beiwohnen, und in dieſem Falle gebührt ihm „die 
Führung des Vorſitzes von Amtswegen. 

Den Mitgliedern anderer Sectionen iſt nicht verwehrt den Berathungen beizu— 
wohnen, ſie können mit berathender Stimme das Wort ergreifen, haben jedoch keine 
entſcheidende Stimme. 

Referent der Section iſt der dem bezüglichen Departement vorſtehende Magi— 
ſtratsbeamte, jedoch hat der Vorſitzende der Section das Recht, ein anderes Mitglied 
zum Referenten zu beſtimmen. 

Ein durch den Praſidenten der Stadt beſtimmter Magiſtratsbeamte hat das Pro— 
tokoll über die Berathungen der Section in der für Plenuarſitzungen, des Gemeinde— 
rathes vorgeſchriebenen Art zu führen. | 
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§. 86. 

Zur giltigen Beſchlußfaſſung iſt die Gegenwart von drei Sections- Mitgliedern, 
ohne den Vorſitzenden einzurechnen, nothwendig. b 

Die Beſchlüſſe werden mit abſoluter Stimmenmehrheit gefaßt. Der Magiſtrats— 
beamte (Referent) hat eine berathende Stimme. Bei Stimmen-Gleichheit gibt der 
Vorſitzende den Ausſchlag. 

Sowohl der Vorſitzende, als auch der Präſident der Stadt, haben das Recht, 
den Vollzug des Sections-Beſchlußes einzuſtellen- und den Gegenſtand an den vollen 
Gemeinderath zu weiſen. 


N 
Die Sections-Sitzungen haben bei geſchloſſenen Thüren ſtattzufinden. 


$. 88. 

Ein Sections-Mitglied, welches ohne gründliche, dem Vorſitzenden mündlich 
oder ſchriftlich vorzubringende Rechtfertigung den Sections- Sitzungen nicht beiwohnt, 
wird auf die Anzeige des Vorſitzenden durch den Gemeinderath zur Erfüllung feiner 
Pflichten aufgefordert, und wenn eine zweimalige Aufforderung erfolglos bleiben ſollte, 
zu einer Geldbuße von 2 bis 10 fl. ö. W. verurtheilt. 


mod, 

Der Gemeinderath und die Sectionen haben das Recht, beſondere Gegenſtände 
Special-Ausſchüſſen zu überweiſen, behufs deren Zuſammenſetzung Mitglieder des 
Gemeinderathes oder andere Gemeindeglieder gewählt werden können. 

§. 90 

Der Special-Ausſchuß iſt verpflichtet, die ihm zugewieſenen Angelegenheiten 
gewiſſenhaſt zu vollziehen, und den Vollzug oder die entgegenſtehenden Hinderniſſe dem 
Gemeinderathe, oder derjenigen Section, von welcher derſelbe gewählt wurde, zur 
Kenntniß zu bringen. 


1K. Abſchnitt. 
Der Wirkungskreis des Präſidenten der Stadt. 


s. 9. 
Der Präſident der Stadt ift das verwaltende und vollziehende Organ der 
Gemeinde. 
Der Präſident beſorgt die Leitung der Thätigkeit des Gemeinderathes und des 
Magiſtrats, fo wie die unmittelbare Aufſicht über die von der Gemeinde errichteten. 
oder von ihr dotirten Anſtalten. 
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Er vertritt die Gemeinde als eine moraliſche Perſon nach Außen, er iſt der 
Vorgeſetzte aller ſtädtiſchen Aemter und leitet ihre Thaͤtigkeit. 

Er iſt ſowohl für die eigene, als auch für die Amtsgebarung der ſtädtiſchen 
Aemter dem Gemeinderathe, und für die Amtswirkſamkeit im übertragenen Wirkungs⸗ 
kreiſe auch der Landesregierung verantwortlich. 


§. 92. 


Der Präſident der Stadt wird in Angelegenheiten des ſelbſtſtandigen Wirkungs- 
kreiſes der Gemeinde durch den erſten Vice-Präſidenten, dagegen in den Angelegen— 
heiten des übertragenen Wirkungskreiſes durch den zweiten Vice-Präſident vertreten. 


8.93. 


Der Präſident leitet die Berathungen des Gemeinderathes und ſetzt feine Be⸗ 
ſchlüſſe in. Vollzug. 
§. 91. 
Die Urkunden, mittelſt deren die Gemeinde Verpflichtungen gegen dritte Perſonen 
übernimmt, werden von dem Präſidenten gefertigt und von zwei dazu beſtimmten 
Mitgliedern des Gemeinderathes contraſignint. f N 


8. 95. 


Der Präſident entſcheidet ſelbſtſtändig in den zum übertragenen Wirkungskreiſe 
der Gemeinde gehörenden Angelegenheiten, wie auch in denjenigen Angelegenheiten des 
ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes, welche nach den Beſtimmungen des gegenwärtigen Sta— 
tutes (§S§. 96 — 101) oder nach den beſonderen Inſtructionen der collegialen Behand— 
lung der Section, des Gemeinderathes oder des Magiſtrates nicht unterliegen. 


§. 96. 

Der Praſident beſorgt die Leitung der Ortspolizei in der Gemeinde. 

In dringenden Fällen kann derſelbe, ohne Rückſicht auf die Höhe der mit der 
Vollziehung verbundenen Auslagen, Verfügungen erlaſſen, welche die Erhaltung der, 
öffentlichen Ruhe, der Privat-Sicherheit oder ſchließlich der Sicherſtellung des Ge— 
meinde-Vermögens zum Zwecke haben. Er iſt jedoch verpflichtet, die Beſtätigung 
der getroffenen Verfügung in kürzeſter Zeit bei dem Gemeinderathe zu erwirken. 


97. 


Der Präſident der Stadt nimmt auf und entfernt alle Diener, fo wie diejeni⸗ 
gen Perſonen, welche gegen Taglohn zur Arbeit aufgenommen werden. 


6 
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§. 98. 
Der Präſident ertheilt den zweimonatlichen Bezug nicht Wenigen Gehalts- 
Vorſchüſſe an ſtädtiſche Beamte und Diener. 


Er ertheilt den ſtädtiſchen Beamten und Dienern Urlaube, 1 0 die Friſt von 
drei Monaten nicht überſteigen. 


§. 99. 


Der Präſident übt die Disciplinargewalt über alle Beamten und Diener des 
Magiſtrates aus. 

Zur Vollziehung a Gewalt kommen dem Präſtdenten I Stadr alle dieje» 
nigen Befugniße zu, welche nach den beſtehenden Vorſchriften im Allgemeinen jeder 
Amtsvorſtand in disciplinärer Beziehung beſitzt. 

Die Sus pendirung der vom Gemeinderathe ernannten Beamten gehört, mit Aus- 
nahme der keinen Aufſchub leidenden Fälle, zum Wirkungskreiſe des Gemeinderathes, 
und die Suspendirung der durch den Magiſtrat ernannten Individuer zum Wirkungs- 
kreiſe des Magiſtrates. 


F. 100. 


Der Präſident der Stadt iſt ermächtigt, die zur Erhaltung einzelner Gegen— 
ſtände erforderlichen Anſchaffungen zu verfügen, welche eine größere Auslage als von 
200 Gulden öſt. Währ. nicht erfordern, und welche zuſammengenommen die zu Dies 
ſem Zwecke präliminirte Summe nicht überſteigen. 


§. 101. 

Der Präſident hat das Recht und die Pflicht, die Scontrirung ; der ſtädtiſchen 
Caſſen, fo wie aller Caſſen der Anſtalten, welche unter der Aufſicht der Gemeinde 
ſtehen, zu verfügen und ſelbſt an dieſer Amtshandlung Theil zu nehmen Der Praͤ— 
ſident kann, im Falle er es für nothwendig erachtet, auch die Liquidirung dieſer Caſſen 
vornehmen laſſen. 


§. 102 
Der Präſident hat das Recht, aus der ſtädtiſchen Caſſe Gelder auzuweiſen, der: 
ſelbe iſt für den Mißbrauch dieſes Rechtes der Gemeinde und den vorgeſetzten Be— 
hörden verantwortlich. f 
Zur näheren Bezeichnung dieſes Rechtes wird Folgendes beſtimmt: 

a) Auslagen, welche im Praͤliminare die Bedeckung nicht finden, können ohne Ein— 
willigung des Gemeinderathes und beziehungsweiſe des Landes-Ausſchußes nicht 
gemacht werden. 

b) Zur Auszahlung der ſyſtemiſirten Gehalte und Peuſionen, dann der durch die 
betreffende Behörde bemeſſenen landesfürſtlichen Steuern und Landeszuſchläge ifi 
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die Bewilligung des Gemeinderathes nicht erforderlich, jedoch iſt der Gemein— 
derath von der erfolgten Auszahlung in der nächſten Sitzung in nit zu 
ſetzen. 

e) Die Vergütungen, welche verſchiedenen Unternehmern in Folge der mit Bewül⸗ 
gung des Gemeinderathes geſchloſſenen Verträge und Uebereinkommen gebühren, 
können nur dann ausgezahlt werden, wenn die Uebernahms-Commiſſion bei 
Uebernahme der gelieferten Gegenſtände keine Einwendungen erhebt, im entge— 
gengeſetzten Falle iſt mit der Auszahlung bis zur Entſcheidung des Gemeinde— 
rathes, und nach Umſtänden des Landes-Ausſchuſſes inne zuhalten. 

d) Jede Geld-Anweiſung iſt der Rechnungs-Abtheilung zur Einſicht und Vormer⸗ 
kung mitzutheilen. 


15. Abſchnitt. 
Der Wirkungskreis des Magiſtrates 


§. 103. 

Der Magiſtrat iſt das vollziehende Organ der Gemeinde unter Aufſicht des Ge— 
meinderathes in den Angelegenheiten des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſer, ſo wie die 
erſte adminiſtrative Inſtanz in den zum übertragenen Wirkungskreiſe gehörenden An⸗ 
gelegenheiten. Derſelbe verwaltet unter Leitung des Präſidenten die Gemeinde - Ange⸗ 
legenheiten, und hat die Obſorge über die unter Aufſicht der Gemeinde ſtehenden 
Anſtalten, erledigt ſchließlich die laufenden Geschäft in den ihm zugewieſenen An⸗ 


gelegenheiten. 
$ 1 04. 


Die dem Magiſtrate übertragenen Geſchäfte werden theils collegial, theils in 
currenten Wege erledigt. 
$. 105. 
Der collegialen Berathung und Entſcheidung des Magiſtrates unterliegen 
a) der Vorſchlag der Candidaten für ſtädtiſche Aemter über Antrag des Präſidenten; 
b) die Verleihung von Conſenſen auf Gaſthäuſer, Einkehrhäuſer, Ausſchank der 
Getränke und Kaffehäuſer, inſoweit dieſes Recht bisher der Stadtgemeinde 
zu tand; 8 
c) die Gewährung von Darlehen für verarmte Handwerker aus dem Rudolfs Fonde 
und aus anderen für dieſen Zweck beſtimmten Stiftungen; 
d) alle Angelegenheiten, welche der Gemeinderath oder der Präſident der er 
Berathung des Magiſtrates zuzuweiſen für entſprechend findet. 
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§. 106. 


An den Oremial- Beratungen des Magiſtrates nehmen Theil, unter dem Vorſitze 
des Präſidenten oder des zweiten Vice-Präſidenten, die Magiſtratsräthe mit ent— 
ſcheidender Stimme. Der Vorſitzende entſcheidet bei Stimmengleichheit, 


§. 107. N 
In Angelegenheiten des übertragenen Wirkungstreiſes hat ſich den Magiſtrat 
nach den im geeigneten Wege erlaſſenen Vorſchriften und Inſtruetionen zu richten. 


§. 108. 


Im Zwecke der genaueren Ueberſicht und Gleichförmigkeit im Verfahren wird der 
Magiſtrat in eine entſprechende Anzahl von Departements getheilt. 


$. 109. 


Die weſentlichſten Obliegenheiten des Magtiſtrats ſind: 

a) die Sorge für die entſprechende Verlautbarung der landesfürſtlichen und ſtädti— 
ſchen Verordnungen und Kundmachungen; 

b) die Führung genauer Conſeriptionsliſten der Bevölkerung und die Ertheilung der 
Heimatsſcheine; 

c) die Sorge für die Auſrechterhaltung der Grenzen des Grundbeſitzes der Gemeinden; 

d) Sorge für die Sicherheit der Perſon und des Eigenthumes der Bewohner; 

e) Sorge für die Vollziehung der die Heiligung der Sonn- und Feiertage betreffen⸗ 
den Vorſchriften und die Hintanhaltung jeder Störung der Religions bekenntnſſe 
und des Gottes dienſtes; 

f) die Verwaltung des Gemeinde» Vermögens in den durch den Gemeinderath be— 
ſtimmten Grenzen; 

g) Sorge, damit die unter Aufſicht der Gemeinde ſtehenden, oder durch dieſelbe 
dotirten Anſtalten ſich an die Statuten und Inſtructionen halten; 

h) Sorge für die Verſorgung der Stadt mit wohlfeilen und »geſunden Nahrungs- 
mitteln; 

i) die Handhabung der Gefundheitspolizet — die Sorge für die gehörige Ver⸗ 
pflegung der Kranken und Reconvalescenten; 

k) Sorge für die Armenpflege und die Hintanhaltung der Bettelei; 

1) die Entfernung der Müßiggänger und der Vagabunden aus der Stadt, ſe wie 
der Perſonen, welche einen unmoraliſchen Lebenswandel führen; 

9) die Organiſtrung des Schutzes bei Feuersbrünſten und Ueberſchwemmungen, wie 
auch die Sorge für Vervollkommung der bezüglichen Schutzmittel; 

m) Sorge für die Bequemlichkeit der Bewohner, für die Verſchönerung der Stadt, 
für die Erhaltung der im Stadtgebiete befindlichen Straßen, Plaͤtze, Gaſſen, 
Pflaſter, Brücken, Brunnen, Kanäle, der Beleuchtung und des Friedhofes u, ſ. w.; 
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n) Sorge für die Ueberwachung der Reinlichkeit der Plätze, Gaſſen, Wege und Höfe 
in ſtädtiſchen und Privathäuſern; 

0) die Handhabung der Ban- und Gewerbsvorſchriften; 

p) die Bewilligung zur Vornahme freiwilliger Feilbiethungen beweglicher Sachen; 

r) die Eintreibung der ſtädtiſchen und landesfürſtlichen Gebühren; 

8) die Abſtellung des auf die Stadt entfallenden Militär-Contingentes, die Führung 
der Controle über die Urlauber und Reſervemänner, ſowie die Ueberwachung 
ihres Betragens; 

t) die Militär-Einquartierung und Vorſpanusleiſtung; 

u) die Behandlung und Beſtrafung der Uebertretungen der ſtädtiſchen Polizei-Vor— 
ſchriften. 

. 

In den das Wohl der Einwohner betreffenden Angelegenheiten, welche anderen 
Organen überwieſen ſind, hat der Magiſtrat über Aufforderung dieſe Organe nach 
Thunlichket zu unterſtützen. 

Selle, 

Der Magiſtrat hat nöthigenfalls die ihm zu Gedote ftehenden Zwangsmittel zur 
Vollziehung der Vorſchriften, Geſetze höherer Anordnungen und der eigenen Verfü— 
gungen in Anwendung zu bringen; er hat über Verlangen auch anderen zur Aufrecht— 
haltung der Vorſchriften durch die Geſetze berufenen Behörden geſetzlichen Beiſtand 
zu leiſten. 

83112. 

Wenn die dem Magiſtrate zu Gebote ſtehenden Zwangsmittel zur Vollzugſetzung 
der Geſetze und Verordnungen nicht genügend wären, hat der Magiſtrat ſich an 
die zuſtändige Behörde um die nothwendige Hilfe zu wenden. 


8. 113. 


Zur Aufrechterhaltung feines Anſehens und Hintanhaltung der Verletzungen 
des Anſehens ſeines Amtes hat der Magiſtrat die Mittel in Anwendung zu bringen, 
welche die landesfürſtlichen Behörden anzuwenden berechtiget ſind. 


V. Hauptſtück. 
16. Abſchnitt. 


Das Verhältniß der Gemeindebehörde zu den Landesbehörden und den 
landesfürſtlichen Adminiſtrativ- Behörden. 
§. 114. 


In Angelegenheiten des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes unterliegt die Stadtge⸗ 
meinde Krakau unmittelbar dem Landes-Ausſchuße und beziehungsweiſe dem Landtage. 
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Jeder Corporation und jedem durch dießfallige Anordnungen der Gemeinde ge- 

kränkten Einwohner ſteht das Recht der Verufung an den Landes-Ausſchuß zu. 
§. 116 

Die Staatsverwaltung übt das Aufſichtsrecht über die Gemeinde dahin, "daß 
dieſelbe ihren Wirkungskreis nicht überſchreite, und nicht gegen die beſtehenden Ge— 
ſetze vorgehe. 

Dieſes Aufſichtsrecht übt die politiſche Landesbehörde aus; dem zu Folge hat 
der Präſident der Stadt derſelben über Verlangen die Beſchlüſſe des ur 
und alle ſonſt nothwendigen Aufklärungen mitzutheilen. 


Sa 


Die politiſche Landesbehörde hat das Recht und die Pflicht. die Vollziehung 
des vom Gemeinderathe gefaßten Beſchlußes zu unterſagen, wenn [derſelbe den Wir— 
kungskreis des Gemeinderathes überſchreitet, oder gegen die Geſetze verſtoßt. Gegen 
eine ſolche Unterſagung ſteht dus Recht des Recurſes zan das Staats -Miniſterium 
zu. Wenn aber die Angelegenheit den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis der Gemeinde 
betrifft, ſo hat die Landesbehörde von der ergangenen Unterſagung gleichzeitig auch 
den Landes⸗Ausſchuß in Kenntniß zu ſetzen 


F. 118. 

Die politiſche Landesbehoͤrde hat auch über Recurſe gegen die Verfügungen des 
Magiſtrates oder des Gemeinderathes, durch welche beſtehende Geſetze verletzt oder 
fehlerhaft angewendet werden, zu entſcheiden, inſoferne dieſe Verfügungen nicht auf 
Beſchlüſſen beruhen, gegen welche der Recurs an den Landes-Ausſchuß einzubringen iſt. 

In Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreifes geht der Recurs jeden⸗ 
falls an die politiſche Landesbehörde. a 


VI. Hauptſtück. 
17. Abſchnitt. 


Vom Einfluße der Gemeindebehörde auf die Angelegenheiten der verſchiedeuen 
Religions- Bekenntniſſe. | 


§. 119. 
Jedes Religions-Bekenntniß verbleibt im Beſitze und in der Benützung der für 


deſſen geiſtliche, Unterrichts- und Wohlthätigkeitszwecke beſtimmten Anſtalten, ER 
und Fonde, und beftreitet die Koften aus eigenen Mitteln, 
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Jedes Gemeindeglied der Stadt Krakau trägt zu den Auslagen nur desjenigen 

Religions⸗Bekenntniſſes bei, dem es ſelbſt angehört, inſoferne dieſelber im Grunde der 
politiſchen Geſetze nicht als eine Laſt auf den von ihm beſeſſenen Realitäten haften. 


§. 120. 
Speciell chriſtliche Angelegenheiten ſtehen unter der ausſchließlichen Verwaltung 
der chriſtlichen Mitglieder der Krakauer Gemeinde. 
Dieſe Angelegenheiten find; 
a) jene, welche die geiſtlichen, Schul- und Wohlthätigkeits⸗ Angelegenheiten, 
ſo wie die ausſchließlich aus chriſtlichen Fonden dotirten Anſtalten betreffen; 


b) die Ausübung des Patronats-⸗ und Präſentationsrechtes, und die Ernennung 
der Seelſorger und Lehrer, ſo wie die Verleihung von Stipendien 


§. 121. 


In der Verwaltung der im obigen Paragraphe erwähnten Angelegenheiten wird 
die Gemeinde durch die dem chriſtlichen Glaubens-Bekenntniſſe angehörenden Mit- 
glieder des Gemeinderathes vertreten. 

Zur giltigen Befchlußfaſſung in Angelegenheiten dieſer Art iſt die Gegenwart 
von zwei Drittheilen der chriſtlichen Mitglieder des Gemeinderathes erforderlich. 


8. 122. 


Inwieferne die Anſtalten für die unten ausgedrückten Zwecke nicht aus dem Ver⸗ 
mögen der Gemeinde der Stadt Krakau dotirt werden, beſtreitet die ifraelitiſche Ge— 
meinde die Auslagen aus eigenen Mitteln: 


a) für ihre religiöſen Zwecke; 
b) für die Verſorgung ihrer Armen und Kranken; 
c) für die Erhaltung ihrer Schulen und Spitäler; 
d) für die Befriedigung ihrer anderweitigen eigenthümlichen Bedürfniſſe. 
Die Einkünfte, welche zur Befriedigung von Bedürfniſſen diefer, Art durch die 
Geſammtheit der Einwohner beigeſteuert werden, werden für den Gebrauch eines jeden 
Bekenntniſſes im Verhältniſſe der Beitragsleiſtung ſeiner Angehörigen vertheilt. 


§. 123. 


In Angelegenheiten, welche die im obigen Paragraphe erwähnten Gegenſtände 
betreffen, haben, inſoferne dieſelben zur Schlußfaſſung der Gemeinde gelangen, die 
iſraelitiſchen Mitglieder des Gemeinderathes, unter dem Vorſitze des Präſidenten, in der 
beſchlußfähigen Anzahl von mindeſtens ½ Theilen der Mitglieder dieſes Bekenntniſſes, 
zu entfcheiben. N 
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Wenn die Zahl der gewählten ifraelitifhen Mitglieder des Gemeinderathes 21 
nicht betragen ſollte, ſo wird dieſe Zahl mit den zu dieſen Berathungen durch die ifrae- 
litiſchen Mitglieder des Gemeinderathes zu berufenden Vertrauensmännern vervollſtändigt. 


VII. Hauptſtück. 
18. Abſchnitt. 


Uebergangs-Beſtimmungen. 


§. 124. 

Da die Stadt Krakau gegenwartig keine Gemeinde-Vertretung beſitzt, ſo wird 
die dem Gemeinderathe bei den Wahlen der Mitglieder desſelben zugewieſene Thätigkeit 
bei der erſten Wahl von neun Bürgern 1 welche die politiſche eee 
über Vorſchlag des Magiſtrates beſtimmen wird. 


§. 125. 

Bis zur Erlaſſung neuer Amtsinſtructionen und Geſchäftsordnungen, werden alle 
Angelegenheiten des Gemeinderathes, des Magiſtrates und der anderen Aemter in der 
bisherigen Art verrichtet; ſollte dieſe aber mit dem gegenwärtigen Statute im Wider⸗ 
ſpruche ſtehen, ſo werden ſogleich entfprechende Verfuͤgungen vom Gemeinderathe zu 
treffen ſein. 5 


